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liebe leserinnen,
liebe leser,

der Regionalrat Köln und 
die Bezirksregierung mit 
ihrem für die Regionalpla-
nung zuständigen Dezer-
nat 32 leisten ganze arbeit 
um einen gelingenden 
strukturwandel im Rheinischen Revier zu 
ermöglichen – vom aufstellungs- zum Fest-
stellungsbeschluss im Kontext einer einzel-
planänderung des Regionalplans haben das 
gremium und die Verwaltung nicht einmal 
vier Monate benötigt. Dies ist ein Rekord! Die 
ansiedlung eines Hyperscale-Rechenzen-
trums auf dem gebiet der stadt Bergheim 
wird nun möglich, auch durch die tatkräftige 
Unterstützung der politik vor ort. Keine Ver-
hinderungspolitik und eine zügige Umset-
zung notwendiger Verfahren in den Verwal-
tungen von der landes- bis zur kommunalen 
ebene sind der schlüssel zum erfolg, um die 
vom Umbruch gekennzeichnete Region des 
Rheinischen Reviers gut für die Zukunft auf-
zustellen. 
Von einem der diese Region kannte, wie die 
viel zitierte, eigene Westentasche, mussten 
wir uns ende vergangenen Jahres verab-
schieden. eng und vertrauensvoll habe ich 
mit ihm im Braunkohlenausschuss arbeiten 
dürfen – unser sprecher der Fraktion, Karl 
schavier, ist ende november nach kurzer 
schwerer Krankheit verstorben.  
Für das neue Jahr 2023 mit seinen Herausfor-
derungen, den verschiedensten Momenten 
und situationen wünsche ich ihnen noch al-
les gute und viel gesundheit.

ihr

stefan götz  (Fraktionsvorsitzender)

gute nachrichten für den Um- und 
ausbau von landesstraßen und Rad-
wegen in nordrhein-Westfalen und 
damit natürlich auch im Regierungs-
bezirk Köln. Die Finanzmittel wurden 
im aktuellen Haushalt des landes je-
weils um 10 Millionen euro erhöht. 

Konkret bedeutet dies für das ge-
samtbudget folgendes: insgesamt 24 
Millionen euro stehen jetzt für den 
verbesserten Verkehrsfluss durch 
Baumaßnahmen an landesstraßen 
und 43 Millionen euro für Maßnah-
men im Radverkehr entlang von lan-
desstraßen zur Verfügung. Für die im 
Regierungsbezirk Köln zuständigen 
Regionalniederlassungen vom lan-
desbetrieb straßen.nRW bedeutet 
dies eine summe von insgesamt 5.52 
Millionen euro für den Um- und aus-
bau von landesstraßen und 9.89 Mil-
lionen euro für Radwege – pro Jahr. 
aus diesem etatposten werden einer-
seits neue Radwege bzw. lücken-
schlüsse sowie Kreisverkehre,               

einfädelungsstreifen und Kreuzungs-
umbauten finanziert. „seit Jahren set-
zen wir uns für mehr Mittel für diese 
„kleinen“, aber vor ort unheimlich 
wichtigen Umbaumaßnahmen ein. 
Dank des einsatzes der CDU-Frakti-
onen im Regionalrat Köln und auf 

landesebene wurde die-
se dringend notwendige 
Finanzspritze über einen 
erhöhungsantrag im ak-
tuellen landeshaushalt 
verankert“, freut sich der 
Vorsitzende des Regional-
rats Köln, Rainer Deppe. 
Der Regionalrat Köln wer-
de ob dieser Mittelerhö-
hung in seiner sitzung, 
ende Februar, die Maß-
nahmen zur Umsetzung 
im laufenden Jahr be-

schließen, so Deppe. „Wir wollen die 
bereits im Dezember beschlossene 
priorisierungsliste für das laufende 
Jahr rechtzeitig ergänzen, damit der 
landesbetrieb in der lage ist, diese 
zusätzlichen Mittel auch in konkrete 
Baumaßnahmen umzusetzen.“ 

auch der Bereich der nahmobilität 
wurde im Haushalt 2023 berücksich-
tigt. Die Zuschüsse für Maßnahmen 
auf diesem gebiet wurden auf lan-
desebene um insgesamt 15 Millionen 
euro erhöht. Kommunen können für 
projekte im land jetzt per antrag auf 
insgesamt 34.6 Millionen zugreifen. 
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Finanzspritze für Landesstraßen und Radwege  
 Mittelerhöhung um jeweils 10 Millionen euro
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Regionalrat beauftragt Verwaltung mit Umsetzung
aufstellung eines teilplans erneuerbare energien 
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Der Regionalrat hat in seiner sitzung anfang Dezember 
beschlossen, einen sachlichen teilplan erneuerbare ener-
gien zum Regionalplan Köln aufzustellen, der alle rechtlich 
und regionalplanerisch notwendigen Vorgaben für einen 
zügigen ausbau der erneuerbaren energien in der Region 
Köln festlegt.

am 01. Februar 2023 tritt das gesetz zur erhöhung und 
Beschleunigung des ausbaus von Windenergieanlagen 
an land (sog. Wind-an-land-gesetz - Walg) in Kraft. Das 
gesetz umfasst beispielsweise die einführung des Wind-
energieflächenbedarfsgesetzes (WindBg), in dem durch 
verbindliche und konkrete Flächenziele erstmals bundes-
rechtliche ausbauziele für die Windenergie mit der Flä-
chenbereitstellung in den ländern verknüpft werden. 
neu ist, dass von den Bundesländern konkrete Flächenvor-
gaben bis zum Jahr 2027 bzw. 2032 zu erfüllen sind. Bun-
desweit sollen 2% der landesfläche für Windenergiege-
biete planungsrechtlich gesichert werden. Für nRW wird 
das verbindliche Flächenziel (der sogenannte Flä-
chenbeitragswert) von 1,1 % der landesfläche bis 
31.12.2027 und 1,8 % bis 31.12.2032 vorgegeben. Das 
sind bis ende 2032 rund 614 km² (61.400 ha) in nordrhein-
Westfalen. 

Bis zum 31. Mai 2024 müssen die Bundesländer die gefor-
derten Flächenziele gemeldet haben. Diese Berichtspflicht 
bezieht sich nicht nur auf die Meldung zur erreichung der 
Flächenbeitragswerte. Vielmehr ist dem Bund bis zum 
31.05.2024 darzulegen, welche planaufstellungsbeschlüs-
se zur ausweisung der Windenergiebereiche getroffen 
worden sind. 

in der Koalitionsvereinbarung der landesregierung ist be-
reits politisch entschieden, dass in nRW die Regionalpla-
nung die Windenergiegebiete festlegen und sichern soll. 
entscheidend für die ausweisung von potenzialflächen 
wird der angepasste Bericht des lanUV sein. 
Den Regionalräten und den Regionalplanungsbehörden 
kommt hierbei somit eine entscheidende, bestimmende 
aufgabe zu. Dies bedeutet einen nicht unerheblichen 
eingriff in die kommunale planungshoheit. Die landes-
planungsbehörde wurde deshalb durch einen fraktionsü-
bergreifenden ergänzungsantrag aller Fraktionen anfang 
Dezember aufgefordert, möglichst alle bestehenden Wea 
einzelanlagen und kommunale Konzentrationszonen ge-
mäß des § 4 Windenergieflächenbedarfsgesetzes anzu-
rechnen und diese nach Möglichkeit in das Konzept der 
neuen regionalplanerischen Vorranggebiete zu intergie-
ren. 
„Unser Ziel ist es, die notwendigen Flächen für die er-

richtung von Windenergieanalgen in größtmöglichem 
Konsens mit den Kommunen auszuweisen. Daher soll die 
Regionalplanungsbehörde bereits jetzt die kommunalen 
Konzentrationszonen erfassen und zur grundlage der pla-
nung machen“, sagt stefan götz, Fraktionsvorsitzender der 
CDU-Fraktion im Regionalrat Köln. Weiterhin sei es wichtig, 
dass bisher bestehende anlagen und zukünftig geplante, 
weitere erneuerbare energien wie photovoltaik, Floating 
pV, Wasserkraft, Biogasanlagen und geothermiesowie 
speicheranlagen zu berücksichtigen seien, sofern sie
raumbedeutsam sind, so götz weiter. 

neben der Verteilung der im Wind-an-land-gesetz ge-
nannten Flächenbedarfswerte für das land nordrhein-
Westfalen auf die regionalen planungsgebiete wurden 
im august weitere Änderungen des landesentwicklungs-
planes (lep) zum ausbau der erneuerbaren energien vor-
gestellt: 

Die ermöglichung der Windenergienutzung auf geeig-
neten Flächen im Wald (Kalamitätsflächen und beschä-
digte Forstflächen) und in gewerbe- und industriegebie-
ten.

Die erweiterung der Flächenkulisse für Freiflächen-phovol-
taikanlagen u.a. auch in die sog. „benachteiligten gebiete“, 
auf unter Bergaufsicht stehende Flächen und auf erwei-
terte Korridore entlang von Verkehrsinfrastrukturen; zu-
sätzlich aufnahme von landesplanerischen Vorgaben für 
„Floating-pV“ und „agri-pV“. 

 

Windenergieanlagen 
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gemäß des § 38 a landesplanungsgesetz nRW „Flächen 
für die transformation der industrie im Rheinischen Re-
vier“ soll die Regionalplanung für das Rheinische Revier 
einen besonders langen planungszeitraum bei der ermitt-
lung der Wirtschaftsflächen zugrunde legen. Dies soll dazu 
dienen, den erhöhten Flächenbedarfen vor ort Rechnung 
zu tragen, die für die transformation der industrie hin zu 
klimaschonenden produktionsweisen erforderlich sind. 

„Bei der entscheidung, welche für den strukturwandel 
besonders bedeutsame Vorhaben auf diesen Flächen um-
gesetzt werden sollen, sind abgestimmte Kriterien vorab 
zugrunde gelegt worden“, sagt stefan götz, Fraktionsvor-
sitzender der CDU-Fraktion im Regionalrat Köln. 
Hierzu habe man sich im Vorfeld der sitzungen der Regi-
onalräte Köln und Düsseldorf im Dezember zwischen den 
beiden gebietskörperschaften verständigt. 

Flächen für die Transformation im Rheinischen Revier        (Musterfoto)

Die Kriterien lauten:

Vorhaben, die einen Beitrag zur Transformation hin zu 
einer nachfossilen Energieversorgung oder der Kreis-
laufwirtschaft leisten;

Vorhaben zur Entwicklung und Anwendung von Tech-
nologien für ein klimafreundliches Energiesystem der 
Zukunft;

Vorhaben, die einen Beitrag zur Transformation der In-
dustrie hin zu einer nachfossilen Industrie und für eine 
klimaschonende bis klimaneutrale Produktion leisten;

Vorhaben, die der Entwicklung und Profilierung von 

Zero-Emission-Gewerbeund Industriegebieten die-
nen, bei deren Errichtung und Betrieb bilanziell keine 
CO2 Emissionen entstehen;

Vorhaben und Vorhabenverbünde für Produkt- und 
Prozessinnovationen in innovativen oder zukunfts-
trächtigen Bereichen, die den Strukturwandel im Rhei-
nischen Revier mit dem Ziel unterstützen, idealerweise 
tarifgebundene Arbeitsplätze und Ausbildungsplätze 
zu schaffen sowie Wertschöpfung zu erhalten und 
neue Wertschöpfung zu organisieren; 

Vorhaben des Wissens- und Technologietransfers zwi-
schen Wissenschaft und Wirtschaft zur Entwicklung in-
novativer Prozesse und Produktion;

Ansiedlung und Ausbau von Dateninfrastrukturen und 
Digitalisierung für die Transformation des Rheinischen 
Reviers;
Vorhaben, die nicht von den vorstehenden Kriterien 
erfasst werden, die aber einen besonderen Beitrag 
zum Strukturwandel im Sinne des Wirtschafts- und 
Strukturprogramms (WSP 1.1) des Rheinischen Reviers 
leisten;

Vorhaben, die der Umschulung und Qualifizierung von 
Beschäftigten aus von der Transformation betroffenen 
Betrieben und deren Zulieferer dienen;

Die Kriterien werden fünf Jahre nach Beschlussfassung 
überprüft und bei Bedarf weiterentwickelt, darüber 
hinaus aus Anlass der Fortschreibung des Wirtschafts- 
und Strukturprogramms 1.1.

planungen und Vorhaben unter anwendung des § 38 a 
lplg müssen mindestens einem dieser Kriterien entspre-
chen, die Kriterien müssen nicht in ihrer gesamtheit erfüllt 
sein. sie stellen eine auslegungshilfe für den Wortlaut des 
§ 38 a im landesplanungsgesetz  dar.

ergänzend ist darauf hinzuweisen, dass bei der anwen-
dung des § 38 a lplg neben der entsprechung von minde-
stens einem dieser Kriterien die weiteren im gesetzestext 
zu § 38 a lplg aufgeführten Voraussetzungen erfüllt sein 
müssen (ermittlung der Wirtschaftsflächenbedarfe gemäß 
Ziel 6.1-1 lep nRW mit anwendung des besonders langen 
planungszeitraums auf grundlage von § 38 a lplg, Berück-
sichtigung besonders schutzwürdiger Böden mit sehr ho-
her Bodenfruchtbarkeit).
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§ 38 a landesplanungsgesetz nordrhein-Westfalen

Regionalrat beschließt Kriterien 
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Paul Hebbel, dem Rheinland verbunden
Fraktionsmitglieder im portrait 

Wenn wir in zwei Jahren das Jahr 
2024 schreiben, dann ist es genau 60 
Jahre her, dass ich als 16-jähriger Ver-
waltungspraktikant bei der Bezirksre-
gierung Köln meine ausbildung zum 
Regierungsinspektor begonnen habe. 

Und wenn ich heute als Mitglied des 
Regionalrats und Vorsitzender der 
Verkehrskommission das gebäude 
an der gleichen stelle betrete, wie am 
1. april 1964, dann schließt sich ein 
Kreis, in dem „ganz viel los“ war...

Mein beruflicher Weg verlief immer 
zwischen Köln und Düsseldorf, und 
endete schließlich in leverkusen.. 
nach dem zweiten teil meiner ausbil-
dung bei der Bezirksregierung Düs-
seldorf kam ich als inspektor wieder 
nach Köln, um von hier aber 1974 in‘s  
innenministerium nach Düsseldorf 
zu wechseln. Hier wurden die kom-
munalen Finanzen zu meinem beruf-
lichen schwerpunkt, der mich auch 
1982 bei meinem Weg zum land-
schaftsverband  Rheinland begleiten 
sollte. so war ich also wieder in Köln, 
zeitweise mit dem schönster arbeits-
platz, den es für einen Rheinländer 
geben kann, und einem ungestörten 
Blick auf den Dom.

in der politik war ich - seit 1966 Mit-
glied der CDU – inzwischen 1984 erst-
malig direkt in den Rat der stadt le-
verkusen gewählt worden. Fünf Jahre 
später wählte mich meine Fraktion zu 

ihrem Vorsitzenden. 1992 wurde ich 
zweiter, 1994 erster Bürgermeister. ein 
schlüsselerlebnis war für mich im Jahr 
1992, als junger Bürgermeister das 
gründungdokument für die Region 
Köln-Bonn (damals Region Rheinland) 
mit zu unterschreiben. 1999 wurde 
ich der erste direkt vom Volk gewählte 
oberbürgermeister meiner Heimats-
stadt leverkusen. Damit schied ich, 
damals landesverwaltungsdirektor , 
beim landschaftsverband Rheinland 
aus. Dass ich fünf Jahre später, nach 
klarem Vorsprung im ersten Wahl-
gang, die stichwahl mit 49,3 prozent 
verlieren würde, hatte in leverkusen 
niemand „auf dem Zettel“, und es war 
für mich die schmerzlichste erfahrung 
auf meinem politischen Weg.

Während meiner gesamten kommu-
nalpolitischen arbeit in den schwer-
punkten planen und Bauen, Kranken-
hauswesen und Finanzen gab es aber 
immer einen ganz besonderen Blick 
auf die gemeinsamen aufgaben in 
der kommunalen Familie. Früher prak-
tizierte gebietsreformen, um für eine 
kommunale gebietskörperschaft die 
nötige Verwaltungskraft zu erreichen, 
erübrigen sich heute. Viel wichtiger ist 
die aufgabenbezogene Zusammen-
arbeit über kommunale grenzen hin-
weg, um Ressourcen zu bündeln und 
für die Bürgerinnen und Bürger  mög-
lichst fachlich kompetente und ko-
stengünstige lösungen zu erreichen. 
Dass die stadt leverkusen  mit dem 
Rheinisch-Bergischen und dem ober-
bergischen Kreis .auf dem gebiet der 
abfallwirtschaft eine solche gemein-
same lösung schaffen konnte, war in 
meiner amtszeit als oberbürgermei-
ster ein ganz besonderes regionalpo-
litisches ereignis.

so wie wir in der Welt nicht mehr als 
nationalstaaten, sondern allenfalls 
noch als gemeinsam agierende eu-
ropäer wahrgenommen werden und 
unsere Chancen bekommen, so gilt 
dies im kleineren Maßstab auch im 

„europa der Regionen“. Der gemein-
same Blick auf die Domtürme verbin-
det uns emotional und menschlich. 
Und dies ist auch ein guter Wegwei-
ser für das politische Miteinander im 
Rheinland. 

Dabei müssen wir allerdings aufpas-
sen, dass wir keine „Mehrfachstruk-
turen“ schaffen, die für unser heute 
schon kompliziertes Verwaltungshan-
deln noch weitere sachliche und zeit-
liche Hürden aufbauen.

Foto: Stefan Götz 

03. Februar 2023
Kommission Rheinisches Revier  

24. Februar 2023
Regionalrat

03. März 2023
Kommission Regionale 2025

13. März 2023
Unterkommission Rhein-Berg
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